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1826/2020Gesetz zur Änderung schul- und hochschulrechtlicher Vorschriften,

des Lehrkräftebildungsgesetzes, des Pflegeberufekammergesetzes, des Hell-
• ,
berufekammergesetzes, diverser Sozialgesetze, des KiTa-Reformgesetzes, des

Kindertagesstättengesetzes, des Kindertagesförderungsgesetzes sowie des Fl-

'• nanzausgleichgesetzes aufgrund der Corona-Pandemie •

Vom 8. Mal 2020

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:.

• Artikel 25 . -

• Änderung dee KiTa-Reforr esetzes

Das KiTa-Reforrn-Gesetz vom 12. •Dezember 2019 (GVOBI. S. 759.) wird wie folgt

geändert: "
•

•

1. ln Artikel 7 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „1. August 2020 diirch die Angabe „1. Januar

2021" ersetzt.

2. ln Artikel 7 Absatz 2 wird die Angabe „31. Juli 2020" durch die AnQabe „31. Dezember

2020" ersetzt.

Artlkel. 26 •

Änderung des Kindertagesstättengesetzes

bas Kindertagesstättengesetz voni 12. Dezeinber 1991 (GVOBI. Šchl.-H. S. 651), zuletzt ge-

«ändert dur•ch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 759), wird

wie folgt geändert: •

1. , Dielnhaltsübersichtwird wie folgt geändert: •

a) Pie Überschrift zu § 20 wird wie.folgt gefasst: „§ 20 Fachgremium"
b) Die Überschrift"zu § 25 wird wie•folgt gefasst: „§ 25 Flnanzierung der Betriebskosten,

Sozia*I- und Gešchwisterermäßigung" .
• c) Es wird die Überschrift „§ 25c Drelmonatige Beitragsfreistellung" eingefügt.

d) Es wird die Überschrift.„§ 30a Mindesthöhen für die laufende Geldleistung nach § 23

SGA VIII" eingefügt. •
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2. § 8a Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) Die Gemeinden und die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe stellen sicher,

dass alle Kindertageseirichtungen, die ab dem 1. Januar 2021 über das Kindertagesför-

derungsgesetz vom 12. Dezember 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 759), gefördert werden, die

Kita-Datenbank nutzen. lm Falle einer Nichtnutzung können die örtlichen Träger der öf-

• fentlichen Jugendhilfe ihre Betriebskostenzuschüsse um bis zu 2% je Monat kürzen."
3. §.20 wird wie.folgt gefasst:

„§ 20 Fachgremium

„(1) Das für die Kindertageseinrichtungen und die Kindertagespflege zuständige Ministe-

rium richtet ein Fachgremium ein, das.die Evaluation des Kindertagesförderungsgeset-

zes vorbereitet.

(2) Dem Fachgremium gehören Vertreterinnen und Vertreter des Ministeriums, der.kom-

munalen Landesverbände, der Landeselternvertretung und von Verbänden von Einrich-

tungsträgern und Kindertagespflegepersonen,.die einen wesentlichen Teil der Kinderta-

geseinrichtungen oder Kindertagespflegepersonen in Schleswig-Holstein repräsentieren,

an. Das Fachgremium soll sicherstellen, dasS die Belange der Beschäftigten berücksich-

tigt werden." •

4. Der § 25 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „§ 25 Finanzie,rung der BetrieloSkosten, Sozial-

• und Geschwisterermäßigung"

b) ln Absatz 1 Nummer 2 wird vor dem Wort ,;Teilnahmebeiträge" das Wort „angemes-

.' sene" eingefügt. •

• c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: •

„Die Landesmittel dürfen nur zur Finanzierung von Kindertageseinrichtungen verwen-

det werden, in denen die Teilnahmebeiträge oder Gebühren monatlich 7,21 Euro für

Kinder, die das dritte Lebensjahr zü Beginn des Monats noch nicht vollendet haben,

und 5,66 Euro für ältere.Kinder pro wöchentlicher Betreuungsstunde nicht überstei-,

gen."

•d) Absatz 3 wird gestrichen.

e) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden Absätze 3 biS 5.

f) Es werden folgende Absätze angefügt:

,,(6) Werden mehrere mit Hauptwohnung in einem Haushalt lebende Kinder einer Fa-

milie vor dem Schuleintritt in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege geför-

dert, übernimmt oder erlässt der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe auf An-

trag den Teilnahmebeitrag, die Gebühr oder den Kostenbeitrag für die Förderung in

Kindertageseinrichtüngen oder Kindertagespflege für das zweitälteste Kind zur Hälfte

und für jüngere Kinder vollständig. Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe
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kann darüber hinausgehende Ermäßigungsregelungen treffen, die insbesondere

auch in Kindertageseinrichtungen und schulischen Betreuungsangeboten geförderte

schulpflichtige Kinder berücksichtigen können. •

(7) Darüber hinaus übernimmt oder erlässt der örtliche Träger der öffentlichen Ju-.
gendhilfe auf Antrag den Teilnahrnebetrag, die Gebühr oder den Kostenbeitrag für die

Förderung in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege, soweit er den Eltern

und dem Kind nicht zuzumuten ist. Für die Feststellung der zumutbaren Belastung

gelten die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92 SGB X11 entsprechend. Bei der Einkommens-

berechnung bleiben das Baukindergeld des Bundes sowie die Eigenheirnzulage nach

dem Eigenheimzulagengesetz außer Betracht. Übersteigt das zu berücksichtigende

Einkommen die Einkommensgrenze nicht, übernimmt oder erlässt der örtliche Träger

der öffentlichen Jugendhilfe den Teilnahmebeitrag oder die Gebühr in voller Höhe.

Übersteigt das zu berücksichtigende Einkommen die Einkommensgrenze, übernimmt

oder erlässt er den Teilnahmebeitrag oder die Gebühr in einer Höhe, dass den Eitern

nach Abzug des Elternbeitrags mindestens 50% des Einkommens über der Einkom-

mensgrenze verbieibt. Wenn Eltern oder Kinder Leistungen zur Sicherung des Le-

bensunterhalts nach dem SGB 11, Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel

des SGB X11.oder Leistungen nach den §§ 2 und 3 des AsylbewerberleiStungsgeset-

zes beziehen oder wenn die Eltern des Kindes Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bun-

deskindergeldgesetzes oder Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhalten, sind

Teilnahmebeiträge, Gebühren und Kostenbeiträge nicht zuzumuten."

5. § 25a wird wie folgt geändert: ,

a) ln Äbsatz 3 wird folgender Saiz 2 eingefügt:

„Besondere Gründe sind insbesondere.der Wunsch nach einem besonderen pädago-

gischen Konzept oder hach einer Betreuung in einer nahe der Arbeitsstätte einer er-
.

ziehungsberechtigten Person oder günstig zu deren Arbeitsweg gelegenen Kinderta-

geseinrichtung."

b).Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) Hatte ein Kind am 15. Mai 2020 bereits eine Zusage für einen Platz außerhalb

der Wohngemeinde für einen Zeitraum nach dem 31. Juli 2020, hat die Standortge-

• meinde unabhängig von den Voraussetzungen nach Absatz 1 bis.3 einen Anspruch

auf Erstattung der kosten gegenüber der Wohngemeinde.''

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

6. § 25b wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „ab dem 1. Januar 2017" durch die Wörter „für

den Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis zum 31. Juli 2020 " ersetzt.
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b) Dern Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: „Überzahlungen im Zeitraum der dreimo-

natigen Beitragsfreistellung nach § 25c sollen nach Möglichkeit mit den Erstattungen

für die Monäte Mai, Juni und Juli 2020 verrechnet werden."

7. Folgender § 25c wird eingefügt:

„§ 25c KiTaG Dreimonatige Beitragsfreistellung

(1)Verlangt ein Träger nach § 9 Absatz 1 oder ein Träger einer Tagespflegestelle nach

§ 30 Absatz 1 für drei Kalendermonate im Zeitraum März bis Juli 2020 keine Teilnahme-.
beiträge oder Gebühren oder erstattet er diese nachträglich, hat er Anspruch auf Aus-

gleich seiner Einnahmeausfälle gegen die Standortgemeinde.

(2)Für die Berechnung derEinnahmeausfälle werden Buchungen von Betreuungszditen

berücksichtigt, soweit sie vor deni 1. März 2020 getätigt Worden sind. Maßstab für die

• Berechnung ist die Höhe der Teilnahmebeiträge oder Gebühren zum Stichtag 1. März

2020. Alternativ kann der Träger die Höhe der Einnahmen für Februar 2020 als monatli-

che Einnahmeausfälle abrechnen. Ein Anspruch auf Ausgleich ausgefallener Verpfle-

gungskostenbeiträge besteht nicht. Der Träger muss sich den Betrag gegenre.chnen las-

sen, den er im selben Zeitraum infolge von Kurzarbeit in der Kindertageseinrichtung er-

spart. •

(3)Dle Ausgleichszahlung erfolgt auf formlosen Antrag des Trägers spätestens im Sep-

tember 2020. Träger erhalten auf Antrag eine Abschlagszahlung, wenn sie einen Liquidi-

tätsengpass glaUbhaft maChen.

(4)Die kreisangehörigen Standortgemeinden haben einen Anspruch auf Rückerstattung

ihrer Aufwendungen gegen den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe.

(5)Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erheben für drei Kalendermonate im

Zeitraum März bis Juli 2020 keine Kostenbeiträge nach § 90 Absatz 1 SGB Vill für die

Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtun-

gerl und Tagespflege. Sie können für Ausgleichszahlungen sorgen, wenn Eltern, deren

Kinder in öffentlich geförderter Kindertagespflege oder in einer Kindertageseinrichtung in

einem anderen Bundesland gefördert werden, von der Tagespflegeperson oder vorn Ein-

richtungsträger für drei Kalendermonate im Zeitraum März bis Juli 2020 von Teilnahme-

beiträgen oder Gebühren freigestelit werden.

(6)Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben einen Anspruch auf Rücker-

stattung ihrer Aufwe.ndungen gegen das Land Schleswig-Hoistein, Dabei müSsen sie

sich den Betrag gegenrechnen lassen, den sie im selben Zeitraum infolge geringereriSo-

zialstaffelleistungen ersparen. Der Antrag auf Rückerstattung mit Aufstellung der Auf-

wendungen muss bis zum 31. Oktober 2020 bei dem für die Kindertageseinrichtungen

und die Tagespflege zuständigen Ministerium gestellt Werden."
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8. § 30 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Mit den Kreisen und kreisfreien Städten nach § 25 Absatz 2 zugewiesenen Landes-

mitteln werden Tagespflegestellen finanziert, wenn

1. der Kostenbeitrag monatlich 7,21 Euro für Kinder, die das dritte Lebensjahr zu Beginn

des Monats noch nicht vollendet haben, und 5,66 Euro für ältere Kinder pro wöchent-

licher Betreuungsstunde nicht übersteigt,

. 2. •die Tagespflegeperson mit Ausnahme eines angemessenen Entgelts für die Verpfle-

gung und Auslagen für Ausflüge keine zusätzlichen Enfgelte verlangt,

3. die Mindesthöhen nach § 30a eingehalten werden, •

4. eine regelmäßige Fortbildung und Fachberatung gewährleistet ist, unct

5. eine vorübergehende Betreuung durch eine andere Tagespflegeperson oder eine

Kindertageseinrichtung bei Ausfall der zuständigen Tagespflegeperson durch Krank-

•heit, Urlaub oder Qualifikationsmaßnahmen gesichert ist."

Folgender § 30a wird eingefügt:

„§ 30a Mindesthöhen für die iaufende Geldleistung nach §' 23 SGB Vill
(1)Der Anerkennungsbetrag pro Kind und Stunde beträgt mindestens 4,73 Euro. Weist

die Kindertagespflegeperson•nach, dass sie vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anfor-

derungeri der Kindertagespflege in einem qualifizierten Lehrgahg mit.mindestens 300

Unterrichtsstunden erworben hat oder über eine pädagogische Berufsausbildung ver-
.fügt, beträgt der Anerkennungsbetrag rnindestens 5,05 Euro.

(2)Die Pauschale für den angemessenen Sachaufwand pro.Kind und Stunde beträgt

mindestens •

1. 1,10 Euro, wenn die Kindertagespflege im Haushalt der Kindertagespflegeperson ge-. .
leistet wird,

2. 1,33 Euro, wenn die Kindertagespflege in•anderen geeigneten Räumen geleistet wird

• und

3. 0,06 Euro, wenn die Kindertagespflege im Haushalt der Eltern geleistet wird."

•Artikel 27 •

Änderung des Kindertagesförderungsgesetzes • .

Das Kindertagesförderungsgesetz vom 12. Dezernber 2019, verkündet als,Artikel 1 des

KiTa-Reform-Gesetzes vo.m 12. Dezember 2019 (GVOBI. Schl.-H. S;759), wird wie folgt ge-

ändert:

1. ln der Inhaltsübersicht erhält die Überschrift des § 27 die FaSsung „§ 27 Offene Arbeit,

Ergänzungs- und Randzeiten"

§ 3 Absatz 4 Satz 3 wird das Wort „Randzeitengruppen" durch das Wort „Randzeiten"

ersetzt. •
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3. § 10 Absatz 2 Satz 3 wird durch folgende Sätze ersetzt: „Er kann Gruppen vorsehen, . in

denen Kinder außerhalb ihrer Stammgruppen gefördert werden (Ergänzungs- und Rand-

zeitengruppen). Soweit der Bedarfsplan nichts Abweichendes regelt, kann der Einrich-

tungsträger darüber hinaus.in eigener Verantwortung Randzeitenangebote schaffen, in

denen Kinder bis zu fünf Wochenstunden gefördert .werden.". •

4. § 17 wird wie folgt geändert: •

• a) ln Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „Randzeitengruppen" durch das Wort „Ergänzungs-

und Randzeitengruppen" ersetzt.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: „Darüber.hinaus kann der örtliche Träger

bei besonderem pädagogischem Bedarf zulassen, dass ein Kind, das das dritte Le-

bensjahr vollendet hat, in.einer Krippengr,uppagefördert wird."

c) Dem.Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: „Schulpflichtige Kinder können in Kinder-

gartengruppen äufgenämmen werden, wenn und soweit der örtliche Träger dies im

Ausnahmefall zulässt und der Einrichtungsträger diese'Form der altersübergreifenden

Förderung in seinem Einrichtungskonzept berücksichtigt." •

5. ln § 20 Absatz 2 Satz 4 wird'die Angabe „31. Juli 2020" durch die Angabe „31. Dezem-

ber 2020" ersetzt.

6. § 27 wird wie folgt gefasst:

„§ 27 Offene Arbeit, Ergänzungs- und Randzeitenförderung
(1)Die Vorschriften über geförderte Gruppen, zur Gruppengröße und zum Betreuungs-

schlüssel gelten für Kindertageseinrichtungen mit offener Ärbeit sowie Ergänzungs- und

Randzeitengruppen (§ 10 Absatz 2 Satz 3) entsprechend. Ergänzungs- und Randzeiten-

gruppen gelten nicht als Gruppen im Sinne des § 29 Absatz 2 und des § 39 Absati2;

•§ 29 Absatz 1 findet auf sie keine Anwendung. •

(2)ln Randzeitehangeboten nach § 10 Absatz 2 Satz 4 muss in der direkten Arbeit mit

den Kindern stets.mindestenseine Fachkraft je zehn anwesende Kinder, in Naturgrup-
•• pen je acht anwesende Kinder, tätig sein. Jeweils zWanzig anwesende Kinder zählen als

Gruppe nach § 26 Absatz 4 Satz 1. Sind während des Randzeitenangebots in einer Ein-

richtung nicht mehr als zehn Kinder anwesend, genügt es abweichend von § 26 Absatz

4 Sätz 1, dass neben der nach § 28 Absatz 1 qUalifizierten Fachkraft eine weitere Be-

treuungskraft anwesend ist. Kinder unter drei Jahren sowie Kinder mit Behinderung oder

von Behinderung bedrohte Kinder auS integrationsgruppen und nach § 25 Absatz 4 wer-

den für die Berechnungen nach Satz 1 bis 3 doppelt, Kinder unter neun Monaten vier-

fach gezählt."

7. ln § 32 Satz 3 wird das Wort „Randzeitengruppen" durch die Wörter „Ergänzungs- •und

Randzeitengruppen" ersetzt.
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8. § 33 Absatz 1 wird wie folgt geändert: Satz 2 wird beginnend mit dem Wort „Er" durch

folgenden Satz ersetzt: „Er stellt einen Antrag auf Aufnahme der Kindertageseinrichtung

in das Onlineportal, pflegt die Daten, nimmt am Voranmeldesystem teil und übermittelt

über das Verwaltungssystem monatlich die personenbezogenen Daten nach § 3 Absatz

4 Satz 1 aller geförderten Kinder mit Stand zum monatlichen Stichtag."

9. § 35 wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 4 Satz 1 werden nachdem Wort „Öffnungstage die Wörter „im Kindergar-

tenjahr" eingefügt.

b) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „Kalenderjahe durch das Wort „Kindergartenjahr"

ersetzt.

10. § 36 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

ln Satz 1 Nummer 5 wird das Wort „Randzeitengruppen" durch die Wörter „Randzeiten-

angeboten nach § 10 Absatz 2 Satz 4" erseizt.

11. § 38 wird wie folgt geändert:

Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: „Bei Ergänzungs- und Randzeitengruppen ent-

, fällt der Sachkostenzuschlag."

12. § 41 wird wie fOlgt gefasst:

. „§ 41 Fördersatz pro Kind •• •

(1)Der monatliche päuschale Fördersatz pro betreutem Kind berechnet sich in den Fäl-

len des § 36 Absatz 2 Numnier 1 bis 4, indem der Gruppenfördersatz nach §.36 Absatz

1 ohne Berücksichtigung der Abzüge nach § 40 mit dem Faktor nach Satz 3 multipliziert

und durch die Gruppengröße geteilt wird und voh diesem Quotienten 99% der bei Aus-

Schöpfung der Höchstbeträge für Elternbeiträge nach § 31 Absatz 1 zu erwartenden Ein-

nahmen pro Kind in Abzug gebracht werden. Maßgeblich sind jeweils die Grüppengrö-

ßen nach § 25 Absatz 1 Satz 1, für altersgemischte Gruppen und integrative Gruppen

werden 15 Plätze, für altersgemischte Naturgruppen 12 Plätze zugrunde gelegt. Der

Faktor beträgt für Krippengruppen und integrative Gruppen 1,064 und für andere Grup-

pen 1,031.

(2)lm Fall des § 36 Absatz 2 Nummer 5 entspricht der monatliche pauschale.Fördersatz

pro betreutern Kind für unterdreijährige Kinder dem Fördersatz nach Absatz 1 für ein

Kind in einer Ergänzungs- oder Randzeitengruppe als Regel-Krippengruppe ünd für

überdreijährige Kinder dem Fördersatz nach Absätz 1 für ein Kind in eirier Ergänzungs-

oder Randzeitengrüppe als Regel-Kindergartengruppe. Es sind für die Berechnung

Schließzeiten von 15 Tagen zugrunde zu legen. § 37 Absatz 1 Satz 2 findet keine An-

wendung.
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(3)Der Fördersatz ist bis unter 0,50 Euro abzurunden sowie von 0,50 Eüro an aufzurun-

den.".

13. § 51 Wird wie folgt geändert:
•

ln Absatz 2 werden die Wörter „im Jahr 2020 40,52%" und das nachfolgende Komma

gestr,ichen.

14. § 53 Absatz 3 wird wie folgt geändert: • •

In SatZ 1 werden die Wörter „in einer Randzeitengruppe durch die Wörter ein Randzei-

ten" erSetzt. .

15. § 57 wird wie folgt geändert: • ••

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: „Die kitareform wird in zwei Schritten umgesetzt. Vom

• 1. Januär 2021 bis zurn.31. Dezember 2024 (Übergangszeitraum) wird zunächst die

reformierte Finenzierung innerhalb der öffentlichen Hand umgesetzt. Ab dern 1. Ja-

' nuar 2025 tritt das flnale FinanzierungsSystem in Kraft, wobei noch bis zum Ende des

Kindergartenjahrs bestimMte Erleichterungen für die Einrichtungsträger gelten."

b) ln Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Bis zum 31. Dezember 2024 (Übergangszeit-

raum)" durch die Wörter „Im Übergangszeitraum"ersetzt.

c) •In Absatz 2 Nummer 2 Satz 7 wird die Angabe „l. Aügust 2020" duich die Angabe

„1: Januar 2021" ersetzt. • • •

d) In'Absatz 3 Nummer 2 und Nummer 5 Satz 1 wird die Angabe „31. Juli 2020" durch

• • die Angabe „31. Dezember 2020 erSetzt. •

e) ln Absatf 3 Nurnmer 4 wird folgender Satz angefügt: „Die Regelung des § 41 Absatz

2 blelbt.davon unberührt.".

f). ln Absetz 3 Nummer 5 wird folgender Satz angefügt: „Satz 2 findet im Fall des.§ 41

Absatz 2 keine Anwendung,"

g) ln Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „1. August 2020 durch die Angabe „1. Januar
•2021" ersetzt:

16. § 58 wird wie folgt geändert:
•

. ln Absatz 2 wird die Angebe „Kindergartenjahre 2020/21, 2021/22 und 2022/23" durch •

die Angabe „Jahre 2021 und 2022" erietzt.

ArtIkel 28

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

Das Finarizausgleichsgesetz vorn 10. Dezerriber 2014 (GVOBI. Schl.-H. S. 30), zuletzt geän-•

dert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019(GVOBI. 759), Res-

sortbezeichnungen ersetzt durch Verordnung vom16. Januar 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 30),

wird wie folgt geändert:
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1. ln die Inhaltsübersicht wird folgende:Überschrift eingefügt: „§ 26a Zuweisungen des Lan-

des an die Kreise und kreisfreien Städte für die Umsetzung maximaler Teilnahmebei-

träge und Gebühren für die Betreuung yon Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kin-

* dertagespflege"

2. § 3 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 Satz 5 werden die Wörter „erhöht sowie im Jahr 2020 um 11,6 Mio. Euro für

• die Förderung von Kindertageseinrichtungen und Tagespflegestellen nach § 18 ge-

senkt." durch die Wörter „sowie ab dem Jahr 2017 um 10 Millionen Euro, im Jahr 2018

um zusätzlich 15 Millionen Euro und in den Jahren 2019 und 2020 um zusätzlich 20 Mil-

lionen Euro für die Förderung von Kindertageseinrichtungen und Tagespflegestellen

nach § 18 erhöht" ersetzt.

3. § 4 wird wie folgt.geändert:

ln Absatz 2 Nummer 8 wird die Angabe „58,3 Millienen Euro •im Jahr 2020" durch die An-.
• gabe ,,100 Millionen Euro in den Jahren.2019 und 2020" ersetzt.

•4. ln § 18 Absatz 1 werden die Wörter " bis zum 31. Juli 2020" gestrichen.

§ 26 wird wie folgt geändert: *

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter "im Zeitraum Januar bis Juli 2020 sieben Zwölf-

tel der ersetzt durch das VVort „die".

b) ln Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „sieben Zwölftel des auf Schleswig7Holstein ent-

fallenden Umsatzsteueranteils" durch die Wörter „den auf Schleswig-Holstein entfallen-

den Umsatzsteueranteil" ersetzt.

c) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Das Land stelit Mittel irì gleicher Höhe zur Verfügung, wie sie nach Absatz 1 Satz 2 auf

Schleswig-Hotstein entfallen."

• 6. Nach § 26 wird folgender § 26a eingefügt:

„§ 26a Zuweisungen des Landes an die Kreise und kreisfreien Städte

für die Umsetzung maximaler Teilnahmebeiträge und Gebühren
• für die Betreuung von Kindern in Kindertageseinrichtupgen und gindertagespflege

(1) Das Land stellt den Kreisen und kreisfreien Städten für die Umsetzung maximaler

Teilnahmebeiträge und Gebühren nach § 25 Absatz 2 Satz 2 und § 30 Absatz 2 Num-

mer 1 Kindertagestättengesetz vom 12. Dezember 1991 (GVOBI. Schl.-H. S. 651) für

den Zeitraum vom 1. August 2020 bis zUrri.31. Dezember 2020 33,36 Millionen Euro zur

Verfügung. Das Land kann nach Maßgabe des Haushalts zusätzliche Mittel zur Verfü-

gung stellen.
•

(2) Über die Bewilligung der Zuweisung entscheidet das für Soziales zuständige Ministe-

rium. Bei der Verteilung an die einzelnen Kreise:und kreisfreien Städte berücksichtigt es



Nr. 8 • Gesetz- und Verordnungsblatt für schleswig-Hoistein 2020; Ausgabe 14...Mai 2020. 267

insbesonde're diö Zahl der betreuten Kinder und differenziert hierbei nach Kindern bis

zum Vollendeten dritten Lebensjahr und Kindern ab dernvollendeten dritten Lebensjahr."

7. 4 27 wird jivie fOlgt geändert:
••a) Absatz 1 Sat.z 1 erhält folgende Fassung:

„Das Land •stellt den Kreisän und kreisfreien Städten für die SpraChbildung in Kinderia-

geseihrichtubgen für das Jahr'2020 6,0 Millionen Euro zür Verfügung."

•b) Absatz 2 Satz 1 er.hält folgende Fassung: •

Land stellt den Kreisen und kreisfreien Städten im Jahr 2020 zur FörderUng von

Fkegional- und MinderheitenSprachen in Kindertageseinrichtungen 0,5 Millionen Euro zur

VerFüg ung." •


